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Wohnen in Suburbia  
muster, motive und städtische gegenstrategien 

Kathrin Driessen | Angelika Münter

In wachsenden genauso wie in schrumpfenden 

Städten ist nach wie vor ein Trend zur Suburbani-

sierung zu beobachten. Um Handlungsstrategien zur 

Eindämmung einer dispersen Siedlungsentwicklung 

im Umland von Kernstädten zu entwickeln, ist es 

notwendig, sich mit den Mustern und Motiven von 

Stadt-Umland-Wanderern auseinander zu setzen. 

Solche Strategien sollen die Kernstädte als Wohn-

standorte stärken und zugleich zu einem Rückgang 

der hohen Verkehrsbelastungen in Großstadtre-

gionen beitragen. Doch unter welchen Rahmen-

bedingungen greifen Stadtentwicklungsstrategien 

zur Begrenzung der Stadt-Umland-Wanderung? Der 

Beitrag zeigt anhand von Forschungsergebnissen 

die Strukturen, Motive und das Verkehrsverhalten 

von Stadt-Umland-Wanderern auf und demons-

triert unter anderem, wie bedeutsam es ist, Städter 

und Städterinnen auf Wohnstandortsuche über die 

wahren (Folge-)Kosten eines Umzugs ins Umland 

aufzuklären.

Schlüsselwörter: Stadt-Umland-Wanderung, Mobili-

tätsverhalten, Befragung, Wohnstandortpräferenzen, 

Stadtentwicklungsstrategien

Über	Jahrzehnte	hat	die	häufig	als	„Stadtflucht“	titulierte	
Suburbanisierung	die	Siedlungsentwicklung	in	deutschen	
und	europäischen	Stadtregionen	wie	auch	die	Diskussion	
um	das	Städtische	geprägt.	Seit	einigen	Jahren	dominiert	
hingegen	sowohl	in	der	Fachwelt	wie	in	der	Tagespresse	
die	Diskussion	um	eine	„Renaissance	der	Stadt“	(Hesse	
2008).	Diese	lässt	sich	aber,	bis	auf	einige	Ausnahmen,	
weder	bereits	quantitativ	belegen,	noch	wird	sie	zukünf-
tig	ein	Selbstläufer	sein	(BBR	2008).	Jede	Stadtregion,	
ob	wachsend	oder	schrumpfend,	muss	sich	daher	nach	
wie	vor	mit	Stadt-Umland-Wanderungen	als	selektivem	
Abwanderungsprozess	auseinander	setzen.	Bestimmte	
Haushalte	oder	Haushaltstypen	wandern	weiterhin	von	der	
Stadt	in	das	Umland	ab	(Siebel	2007).	Das	Thema	Suburba-
nisierung	bleibt	daher	nach	wie	vor	aktuell.	Und	nach	wie	
vor	hat	eine	disperse	Siedlungsentwicklung	im	Umland	
höchst	problematische	Folgewirkungen,	wie	sich	etwa	
am	zunehmenden	Verkehrsaufkommen	und	an	erhöhten	
CO2-Emissionen	zeigt.	Aus	klimapolitischer	und	demo-
graphischer	Sicht	ist	es	daher	nötig,	Handlungsstrategien	
zur	Begrenzung	der	Stadt-Umland-Wanderung1	und	zur	
Stärkung	der	Kernstädte	als	Wohnstandort	zu	entwickeln	
und	in	die	Planung	zu	implementieren.	Da	auch	in	Wachs-
tumsregionen	noch	Entwicklungspotenzial	innerhalb	der	
Kernstädte	vorhanden	ist,	erscheinen	solche	Strategien	
auch	realisierbar.	
	 Sinnvoll	und	erfolgreich	können	aber	nur	solche	
Maßnahmen	sein,	die	an	den	Ursachen	des	Problems	
anknüpfen	und	sich	an	den	Mustern	und	Motiven	der	Stadt-
Umland-Wanderung	orientieren.	Von	ihnen	handelt	dieser	
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LIvINg IN SUbURbIa. PaTTERNS, mOTIvES aND 

URbaN COUNTERmEaSURES

Suburbanization is an ongoing phenomenon both in 

growing and shrinking cities. This calls for analysing 

the structure and motives of migrants from cities to 

surrounding areas, the goal being to develop strate-

gies to stop the suburbanization process. Such stra-

tegies should strengthen central cities as residential 

locations and at the same time help to reduce traffic 

in metropolitan regions. One focus of such strategies 

should be on the calculation of all costs – not only 

the cost for habitation but also the individual costs 

for traffic – for all those persons searching for a new 

location. This article shows the structures, motives 

and traffic behaviour of households who migrate to 

the surrounding areas of central cities. It also high-

lights the basic conditions under which potential 

urban development strategies can be realized.

Keywords: suburbanization, residential preferences, 

mobility patterns, survey, household structures, urban 

development strategies 

Haushalte	je	Region	befragt	werden	konnten.	19	qualitative	
Interviews	mit	Stadt-Umland-Wanderern	aus	den	Regionen	
Köln	und	Magdeburg	erbrachten	vertiefte	Erkenntnisse,	
ebenso	wie	16	Interviews	mit	„Rückwanderern“,	die	nach	
einer	Phase	im	Umland	in	die	Stadt	zurückgekehrt	waren	
und	über	einen	Zeitungsaufruf	angesprochen	werden	
konnten.
	 Im	Folgenden	sollen	nicht	nur	Abwanderungsmo-
tive	beleuchtet	werden,	sondern	der	gesamte	Such-	und	
Entscheidungsprozess	der	befragten	Haushalte,	deren	
Verkehrsverhalten	und	ihre	Kostenkalkulationen	zum	
neuen	Wohnstandort.	Aus	diesen	Erkenntnissen	heraus	
werden	mögliche	Handlungsstrategien	zur	Eindämmung	
der	Suburbanisierung	vorgestellt	und	diskutiert.

muster und motive der Stadt-Umland-Wanderung

Die	Stadt-Umland-Wanderung	ist	in	zweierlei	Hinsicht	ein	
selektiver	Prozess:	Zum	einen	wandern	in	einem	überpro-
portionalen	Verhältnis	größere	Haushalte	mit	mindestens	
drei	Personen	ab,	zu	einem	Großteil	(Ehe-)Paare	mit	Kin-
dern.	In	den	Fallregionen	Köln	und	Münster	beträgt	der	
Anteil	der	Haushalte	mit	mindestens	drei	Personen	unter	
den	Stadt-Umland-Wanderern	57,2	Prozent.	In	den	Groß-
städten	Nordrhein-Westfalens,	die	200.000	Einwohner	und	
mehr	haben,	ist	er	allerdings	mit	nur	22,8	Prozent	nicht	
einmal	halb	so	hoch	(Stand	2004,	eigene	Berechnung	nach	
LDS	NRW	2005,	S.	21).	Unter	den	Familienhaushalten	do-
minieren	in	den	Fallregionen	in	den	alten	Bundesländern	
Familien	in	der	Expansionsphase,	in	denen	mindestens	
ein	Kind	jünger	als	sieben	Jahre	alt	ist	(vgl.	Abbildung	2).2	
In	den	neuen	Bundesländern	sind	beide	Phänomene,	die	
selektive	Abwanderung	von	Familienhaushalten	sowie	der	
besonders	hohe	Anteil	an	Familien	in	der	Expansionspha-
se,	nicht	ganz	so	ausgeprägt.	Dies	lässt	vermuten,	dass	die	
Stadt-Umland-Wanderung	in	den	neuen	Bundesländern	
zum	Teil	immer	noch	Nachholbedarfe	bedient.		
	 Zum	anderen	ist	der	Abwanderungsprozess	davon	
geprägt,	dass	die	Mehrheit	(56	%)	der	Stadt-Umland-
Wanderer	im	Umland	Wohneigentum	bezieht	(vgl.	Abbil-
dung	3).	Vor	dem	Umzug	lag	der	Eigentümeranteil	der	ab-
wandernden	Haushalte	deutlich	unter	jenem	der	Gesamt-
bevölkerung	in	deutschen	Großstädten.3	Haushalte,	die	im	
Umland	Eigentum	bilden,	sind	als	Zielgruppe	im	Hinblick	
auf	die	Begrenzung	der	Stadt-Umland-Wanderung	von	be-

sonderem	Interesse:	Der	Umzug	ins	Wohneigentum	stellt	
in	der	Regel	den	Endpunkt	einer	längeren	Wanderungsket-
te	dar.	Wenn	diese	Kette	im	Wohnungs-	oder	Hauseigen-
tum	im	Umland	endet,	gehen	diese	Haushalte	den	Städten	
auch	langfristig	als	Einwohner	verloren.	Zwischen	jenen	
Haushalten,	die	im	Umland	Eigentum	erwerben,	und	Fa-
milienhaushalten	besteht	darüber	hinaus	eine	erhebliche	
Schnittmenge:	Ein	Drittel	aller	Haushalte,	die	ins	Umland	
abwandern,	sind	Familienhaushalte,	die	Wohneigentum	
beziehen.	70	Prozent	aller	abwandernden	Familienhaus-
halte	erwerben	im	Umland	auch	Wohneigentum.	
	 Haushalte,	die	von	der	Kernstadt	in	das	Umland	
wandern,	verbessern	ihre	Wohnsituation	mit	dem	Umzug	
erheblich.	Im	Durchschnitt	steht	ihnen	im	Umland	eine	
um	fast	die	Hälfte	(46	%)	höhere	Wohnfläche	als	in	der	
Kernstadt	zur	Verfügung	und	mehr	als	die	Hälfte	der	Haus-
halte	bezieht	im	Umland	ein	Einfamilienhaus.	Ob	eher	frei	
stehende	Einfamilienhäuser,	Doppel-	oder	Reihenhäuser	
bezogen	werden,	hängt	vom	Verdichtungsgrad	des	Um-
landes	und	von	dem	dort	herrschenden	Preisniveau	ab	(vgl.	
Abbildung	4).	
	 Insgesamt	sind	die	Tendenzen	zur	Vergrößerung	
der	Wohnfläche	und	zu	siedlungsstrukturell	weniger	
verdichteten	Bauformen	bei	Familien	und	Eigentümern	
sehr	viel	ausgeprägter	als	bei	den	übrigen	Stadt-Umland-
Wanderern.	Wenn	im	Umland	Eigentum	erworben	wird,	

dann	mehrheitlich	in	Form	eines	frei	stehenden	Einfamili-
enhauses.	Das	Streben	nach	einer	besseren	Wohnsituation	
sowie	die	Eigentumsbildung	stellen	somit	insbesondere	
für	Familien	die	wesentlichen	Triebkräfte	der	Stadt-
Umland-Wanderung	dar.	Dies	zeigen	nicht	nur	die	Um-
zugsdaten,	sondern	es	spiegelt	sich	auch	in	den	von	den	
Haushalten	genannten	Motiven,	die	Kernstadt	zu	verlas-
sen,	und	kommt	in	den	Anforderungen	zum	Ausdruck,	
die	an	den	neuen	Wohnstandort	gestellt	werden.	Bezogen	
auf	alle	befragten	Haushalte	nehmen	in	diesem	Anforde-
rungskatalog4	Standortkriterien	die	obersten	Ränge	ein,	
die	sich	direkt	auf	die	Wohnung,	deren	Preis	und	direktes	
Wohnumfeld	beziehen.	Dabei	geht	es	beispielsweise	um	
ein	attraktives	Preis-Leistungs-Verhältnis,	eine	anspre-
chende	Wohnumgebung,	ein	als	angenehm	empfundenes	
soziales	Umfeld	oder	eine	angemessene	Wohnfläche.	Der	
Haushalt	versucht,	seinen	neuen	Wohnstandort	unter	
Preis-Leistungs-Gesichtspunkten	zu	optimieren	(vgl.	Ab-
bildung	5).	Wird	der	Anforderungskatalog	der	Haushalte	
nach	Haushaltstypen	differenziert	ausgewertet,	zeigt	sich,	
dass	sich	bei	den	Grundanforderungen	an	die	Wohnung	
und	das	direkte	Wohnumfeld,	die	die	obersten	Ränge	im	
Anforderungskatalog	belegen,	die	Anforderungen	aller	
Haushaltstypen	ähneln.	Deutliche	Unterschiede	zeigen	
sich	aber	bei	den	nachfolgenden	Standortkriterien.	So	
spielen	kinderbezogene	Anforderungen	für	Einpersonen-	

Beitrag.	Er	basiert	auf	dem	Forschungsprojekt	„Akteure,	
Beweggründe,	Triebkräfte	der	Suburbanisierung“,	das	
im	Rahmen	des	Forschungsprogramms	„Stadtverkehr“	
des	deutschen	Bundesministeriums	für	Verkehr,	Bau	und	
Stadtentwicklung	am	Institut	für	Stadtbaubewesen	und	
Stadtverkehr	(ISB)	der	RWTH	Aachen	und	dem	Fachgebiet	
Raumordnung	und		Landesplanung	der	Fakultät	Raumpla-
nung	der	TU	Dortmund	durchgeführt	und	2007	abge-
schlossen	wurde.
	 Im	Zentrum	des	Untersuchungsdesigns	stand	das	Ge-
spräch	mit	den	„Stadtflüchtlingen“.	Zunächst	wurde	in	vier	
deutschen	Fallregionen	–	Köln,	Leipzig,	Münster	und	Mag-
deburg	–		abgegrenzt,	was	jeweils	als	das	„Umland“	dieser	
Kernstädte	zu	verstehen	ist,	nämlich	jener	räumliche	
Bereich,	der	im	Untersuchungszeitraum	2001	bis	2003/04	
am	meisten	von	Abwanderungen	profitierte	und	intensive	
Verflechtungen	mit	der	Kernstadt	aufweist	(vgl.	Abbildung	
1).	In	jeder	Region	wurde	dem	Einwohnermelderegister	
der	Kernstadt	anschließend	eine	Zufallsstichprobe	von	aus	
der	Stadt	ins	Umland	abgewanderten	Haushalten	entnom-
men,	auf	deren	Basis	Anfang	2006	durchschnittlich	250	

(1) Die untersuchten Fallregionen Köln, Leipzig, Münster und Magdeburg  
Gebietsstand: 30.6.2004  
Quelle: eigene Erhebung und Darstellung

Köln Leipzig

Münster Magdeburg
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an	öffentlichen	Verkehrsmitteln	mangelhaft	ist,	in	den	
ÖV-Achsenzwischenräumen	also,	liegt	der	Anteil	an	Eigen-
tumsbildung	sowie	an	frei	stehenden	Einfamilienhäusern	
und	Doppelhaushälften	deutlich	höher	als	in	den	ÖV-Ach-
senräumen.	Für	diese	Haushalte	scheint	die	Realisierung	
des	Wunsches	nach	einem	eigenen	Haus	im	Grünen	mit	
einem	günstigen	Preis-Leistungs-Verhältnis	im	Vorder-
grund	gestanden	zu	haben.	Dass	hier	auch	der	Anteil	an	
Zweit-	und	Drittmotorisierung	höher	ausfällt,	ist	aufgrund	
der	schlechteren	Anbindung	an	das	öffentliche	Verkehrs-
netz	im	ÖV-Achsenzwischenraum	leicht	zu	erklären.	

mobilitätsverhalten 

Ein	Analyseschwerpunkt	dieses	Forschungsprojekts	war	
es,	das	Verkehrsverhalten	vor	und	nach	dem	Umzug	–	ins-
besondere	im	Zusammenhang	mit	der	Wohnstandortwahl	
und	dem	vorangegangenen	Suchprozess	der	ins	Umland	
abgewanderten	Haushalte	–	zu	analysieren.	Städtische	Ge-
genstrategien	müssen	das	Mobilitätsverhalten	von	Stadt-
Umland-Wanderern	berücksichtigen,	da	beispielsweise	
eine	hohe	Pkw-Affinität	entscheidend	für	die	Wohnstand-
ortwahl	sein	kann.	Untersucht	wurden	Veränderungen	in	
der	Alltagsmobilität	(Arbeitswege,	Begleitwege	für	Kinder,	
Einkaufswege	für	den	täglichen	Bedarf ),	aber	auch	Verän-
derungen	in	der	Freizeitmobilität.	
	 Nahezu	alle	der	befragten	Haushalte	(96	%)	verfügen	
nach	dem	Umzug	ins	Umland	über	mindestens	einen	Pkw.	
93	Prozent	der	befragten	Haushalte	besaßen	schon	vor	
dem	Umzug	mindestens	einen	Pkw.	Daher	kann	die	Frage	
nicht	lauten,	ob	Haushalte	ein	Auto	besaßen	oder	besit-
zen,	sondern	ob	sich	mit	dem	Umzug	die	Pkw-Nutzung	
und	die	Zweit-	oder	Drittmotorisierung	verändert	haben.	
Lediglich	13,9	Prozent	der	befragten	Haushalte	haben	nach	
ihrem	Umzug	in	den	suburbanen	Raum	einen	zusätzlichen	
Pkw	angeschafft,	während	die	Pkw-Ausstattung	für	82,8	

Prozent	gleich	blieb.	Die	Analyse	der	Verkehrsmittelnut-
zung	zeigt	jedoch	eine	starke	Zunahme	der	Pkw-Nutzung	
einschließlich	der	so	genannten	Begleitmobilität	(Erwach-
sene	begleiten	Kinder	auf	ihren	Wegen).
	 Die	hohe	Bedeutung	der	Pkw-Verwendung	im	subur-
banen	Raum	spiegelt	sich	auch	bei	der	Wohnstandortwahl	
wieder:	89	Prozent	der	befragten	Haushalte	messen	der	
Anbindung	des	neuen	Wohnstandortes	an	das	höherwer-
tige	Straßennetz	höchste	Priorität	bei.	
	 Wenngleich	regionsspezifisch	unterschiedlich	aus-
geprägt,	so	unterscheidet	sich	das	Verkehrsverhalten	in	
ÖV-Achsen-	oder	ÖV-Achsenzwischenräumen	in	einigen	
Bereichen	markant.	Haushalte	im	ÖV-Achsenzwischen-
raum	besitzen	insgesamt	mehr	Zweit-	und	Drittautos.	Die	
Nutzung	des	Pkws	für	Alltagswege	überwiegt	deutlich,	
insbesondere	für	den	Weg	zur	Arbeit.	Das	Verhältnis	von	
Haushalten,	die	nach	dem	Umzug	verstärkt	Bahn	und	

(2) Die Verteilung unterschiedlicher Haushaltstypen in den Regionen Köln, 
Leipzig, Münster und Magdeburg 
In allen vier Regionen wurden insgesamt 1.027 Haushalte befragt.
Quelle: Beckmann et al. 2007, S. 46

und	Paarhaushalte	nur	eine	untergeordnete	Rolle,	während	
diese	für	Familienhaushalte	erwartungsgemäß	eine	deut-
lich	höhere	Bedeutung	haben	als	für	die	gesamte	Stichpro-
be.	Beispielsweise	messen	Familienhaushalte	den	Krite-
rien	„kinderfreundliche	Wohnumgebung“	(81	Prozent),	
„eigener	Garten	bzw.	Möglichkeit	zur	Gartennutzung“	
(79	%)		und		„Qualität	der	Schulen“	(68	%)	eine	besondere	
Bedeutung	zu.
	 Als	entscheidendes	Motiv	dafür,	dass	sie	ihre	Anforde-
rungen	im	Umland	besser	erfüllt	sehen	als	in	der	Kern-
stadt,	nennen	die	Haushalte	finanzielle	Gründe.	Diese	sind	
auf	das	Boden-	und	Mietpreisgefälle	zwischen	Kernstädten		
und	ihrem	Umland	zurückzuführen.	Insbesondere	ein	
besseres	Preis-Leistungs-Verhältnis	im	Umland	wird	von	
einer	deutlichen	Mehrheit	der	Stadt-Umland-Wanderer	als	
ausschlaggebender	Grund	dafür	genannt,	die	Kernstadt	zu	
verlassen.	Zwischen	den	vier	Fallregionen	bestehen	aber	
erhebliche	Unterschiede	in	der	Bedeutung	dieses	Motivs.	
In	den	hochpreisigen	westdeutschen	Regionen	wird	es	
deutlich	häufiger	genannt	als	in	den	ostdeutschen	Regi-
onen,	die	nur	ein	vergleichsweise	schwaches	Gefälle	der	
Baulandpreise	und	gar	kein	Mietpreisgefälle	aufweisen	
(vgl.	Beckmann	et	al.	2005,	S.	133).	Auch	in	den	Abwande-
rungsmotiven,	die	an	zweiter	und	dritter	Stelle	genannt	
werden,	den		wohnumfeld-	und	wohnungsbezogenen	
Motiven,	zeigen	sich	deutliche	regionale	Unterschiede.	
So	sticht	insbesondere	die	überproportionale	Bedeutung	
wohnumfeldbezogener	Gründe	in	Leipzig	hervor	(Abbil-
dung	6).	
	 Diese	regionalen	Unterschiede	verdeutlichen,	dass	zur	
Entwicklung	neuer	Handlungsansätze	zur	Begrenzung	der	
Stadt-Umland-Wanderung	allgemeingültige	Patentrezepte	
nicht	greifen	werden,	sondern	Strategien	entwickelt	wer-
den	müssen,	die	an	die	jeweiligen	regionalen	Ausgangs-	
und	Rahmenbedingungen	angepasst	sind.

Abb. 2
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Strukturen in den Öv-achsenräumen und 
-zwischenräumen

Um	auch	den	Einfluss	der	Verkehrsinfrastrukturen	auf	die	
Wahl	des	Wohnstandortes	aufzeigen	zu	können,	wurden	
Wohnlagen	in	Achsenräume	und	Achsenzwischenräume	
des	öffentlichen	Verkehrs	(ÖV)	unterschieden.	Da	bisher	
keine	einheitliche	Definition	solcher	Achsenräume	vorlag,	
wurden	diese	eigens	definiert	und	operationalisiert	und	
sämtliche	Ortsteile	der	Umlandgemeinden	aller	vier	Fallre-
gionen	nach	ihrer	Zugehörigkeit	zu	einem	ÖV-Achsen-	oder	
-Achsenzwischenraum	eingeteilt.	Für	die	Definition	des	
ÖV-Achsenraums	wurden	die	folgenden	Kriterien	herange-
zogen:
♦	 ÖV-Verbindung	in	das	Zentrum	der	jeweiligen	Kern-	
	 stadt	mit	maximal	einem	Wechsel	des	öffentlichen		
	 Verkehrsmittels,
♦	 ÖV-Anbindung	mit	einem	Takt	von	mindestens	30	Mi-	
	 nuten	zur	Berufsverkehrszeit	(6–9	und	15–19	Uhr),
♦	 ÖV-Verbindungen	mit	einer	„zumutbaren“	Fahrzeit		
	 (Verbindungen	mit	mehr	als	doppelt	so	langen	Fahr-	
	 zeiten	wie	der	kürzesten	Fahrzeit	wurden	vernach-
	 lässigt)	und
♦	 eine	Distanz	für	den	Zubringerverkehr	zu	den	schie-	
	 nengebundenen	ÖV-Haltepunkten,	die		zwei	Kilometer		
	 nicht	überschreitet.
49	Prozent	aller	der	im	Rahmen	des	Projekts	befragten	
Haushalte	in	den	vier	Fallregionen	lagen	in	ÖV-Achsenzwi-
schenräumen,	51	Prozent	in	den	so	definierten	Achsen-
räumen.	Das	ergibt	ein	relativ	ausgeglichenes	Verhältnis.	
Werden	die	einzelnen	Fallregionen	jedoch	näher	betrachtet,	
zeigt	sich	ein	spezifischeres	Bild	(vgl.	Abbildung	7).
	 In	Tabelle	1	sind	die	unterschiedlichen	Strukturen	
der	befragten	Haushalte	nach	ihrer	Lage	in	Bezug	auf	
öffentliche	Verkehrsmittel	dargestellt.	Wo	das	Angebot	

5,9% 8,2%

58,2% 60,3%

73,5% 74,3%
66,6%

10,6%
17,6%

10,9%

0%

20%

40%

60%

80%

100%

Köln Leipzig Münster Magdeburg Gesamt 

vor dem Umzug nach dem Umzug

(3) Anteil von Haushalten mit Wohnungseigentum vor 
und nach der Abwanderung ins Umland 
Datengrundlage: 1.027 Haushalte
Quelle: Beckmann et al. 2007, S. 57

17,5%

39,6%
31,3%

58,0%

36,6%
17,1%

8,2% 27,0%

9,3%

15,4%21,0%
9,4%

9,0%
10,8%7,0% 6,7%

14,1% 6,2%
8,5%10,1%

8,2%

6,2%
16,7% 20,0%

5,9%
13,2% 14,0%

8,2% 9,8%
6,2% 6,4%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

Köln

Le
ipz

ig

Mün
ste

r

Mag
de

bu
rg

Ges
am

t

sonstiges / k.A.
MFH mit mind. 9 WE 
MFH mit 5-8 WE
MFH mit 3-4 WE
Zweifamilienhaus
Reihenhaus
Doppelhaushälfte
freistehendes EFH

(4) Anteile von Gebäudetypen in den Regionen 
nach dem Umzug 
Datengrundlage: 1.027 Haushalte
Quelle: Beckmann et al. 2007, S. 54



60

Wissenschaft & Umwelt

Interdisziplinär 12 |  2009

61

Kathrin Driessen | Angelika münter

Wohnen in Suburbia

höhere	Kosten	als	vor	dem	Umzug	zu	tragen.	
	 Abbildung	10	zeigt	die	Veränderung	der	Wohnkosten	
mit	dem	Umzug.	Weniger	als	ein	Fünftel	der	Haushalte	
verringern	mit	dem	Umzug	ins	Umland	ihre	Wohnkosten.	
50,8	Prozent	der	Haushalte	haben	nach	dem	Umzug	sogar	
mehr	Wohnkosten	zu	tragen.	Bezogen	auf	Eigentümer-	
und	Familienhaushalte,	haben	deutlich	mehr	als	die	Hälfte	
der	Haushalte	höhere	Wohnkosten	zu	tragen.	Eindeutige	
regionale	Unterschiede	zeigen	sich	bei	der	Betrachtung	der	
Wohnkosten	hingegen	nicht	(ohne	Abbildung).
	 Die	Veränderung	der	Mobilitätskosten	mit	dem	Umzug	
wurde	im	Rahmen	von	qualitativen	Interviews	erhoben.	
Dabei	zeigte	sich,	dass	die	Stadt-Umland-Wanderer	selbst	
einer	Steigerung	der	Mobilitätskosten	in	der	Regel	zu-
nächst	wenig	Bedeutung	beimessen	und	diese	Kosten	bei	
ihrer	Entscheidung	für	einen	Wohnstandort	im	Allgemei-
nen	nicht	mit	einkalkulieren.	Erst	rückblickend	stellen	
sie	eine	deutliche	Erhöhung	der	Kosten	für	ihre	Fortbewe-
gung	fest.
	 Haushalte,	die	von	der	Kernstadt	in	Bereiche	gezogen	
sind,	die	weniger	gut	vom	öffentlichen	Verkehr	erschlos-
sen	werden,	reagieren	in	der	Regel	preissensibler,	da	in	den	
ÖV-Achsenzwischenräumen	die	Immobilien-	und	Boden-
preise	geringer	sind	als	in	den	ÖV-Achsenräumen.	Die	
Zunahme	des	Pkw-Besitzes	pro	Haushalt	und	der	Pkw-Nut-
zung	lässt	vermuten,	dass	für	diese	Haushalte	die	Mobili-
tätskosten	stärker	gestiegen	sind	als	für	Haushalte,	die	in	
die	ÖV-Achsenräume	gezogen	sind.	Die	Auswertungen	der	
qualitativen	Interviews	zu	den	Mobilitätskosten	bestätigen	
diese	Vermutung.
	 Was	die	Wohnkosten	anbelangt,	so	steht	den	potenziell	
geringeren	Preisen	und	Mieten	in	ÖV-Achsenzwischen-
räumen	entgegen,	dass	dort	die	Eigentumsbildung	eine	
höhere	Bedeutung	hat,	obwohl	gerade	diese	mit	einer	
erheblichen	Steigerung	der	Wohnkosten	verbunden	ist.	
	 Das	Resultat	ist,	dass	sowohl	die	Wohnkosten	wie	
die	Mobilitätskosten	nach	einem	Umzug	in	den	ÖV-

Achsenzwischenraum	deutlich	stärker	zunehmen	als	bei	
einem	Umzug	in	die	Nähe	einer	Bahn-	oder	S-Bahn-Stre-
cke.	Diese	Tatsache	gibt	einen	ersten	empirischen	Hinweis	
darauf,	dass	finanziell	bedingte	Abwanderungen	in	sied-
lungsstrukturell	gering	verdichtete	und	schlecht	an	den	
öffentlichen	Nahverkehr	angebundene	Räume	für	Haus-
halte	tatsächlich	nicht	mit	relevanten	Kosteneinsparungen	
gegenüber	einem	Umzug	an	einen	–	zwar	im	Hinblick	auf	
die	Wohnkosten	teureren,	aber	–	integrierten	Standort	
verbunden	sind.	Für	städtische	Vermeidungsstrategien	
bedeutet	dies,	dass	umzugswillige	Haushalte	über	die	
tatsächlichen	Kosten	am	neuen	Wohnstandort	informiert	
oder	besser	informiert	und	die	städtischen	Vorteile	von	
niedrigeren	Mobilitätskosten	in	den	Vordergrund	gestellt	
werden	müssen.

Kommunale Handlungsansätze zur begrenzung 
der Stadt-Umland-Wanderung

Die	Ergebnisse	der	Wanderungsmotivbefragung	zeigen,	
dass	ein	guter	Teil	der	Stadt-Umland-Wanderer	auch	für	
einen	städtischen	Wohnstandort	aufgeschlossen	gewe-
sen	wäre	–	mehr	als	fünfzig	Prozent	der	Haushalte	ha-
ben	ihre	Wohnungssuche	nämlich	nicht	auf	das	Umland	
beschränkt,	sondern	auch	in	der	Kernstadt	gesucht	(42	%)	
oder	wären	sogar	lieber	dort	wohnen	geblieben	(14	%).	
Die	abwandernden	Haushalte	kamen	aber	häufig	zu	dem	
Schluss,	dass	ihr	verfügbares	Wohnkostenbudget	ihnen	die	
Erfüllung	ihrer	Wohnbedürfnisse	nur	im	Umland	erlaube.	
Wie	dargestellt,	handelt	es	sich	bei	den	abwandernden	
Haushalten	vielfach	um	Familienhaushalte	und	solche,	
die	Eigentum	zu	bilden	beabsichtigen.	Wollen	Kernstädte	
ihre	Wanderungsverluste	an	das	Umland	effektiv	eindäm-
men,	müssen	sie	auf	die	Wohnbedürfnisse	dieser	beiden	
Zielgruppen,	zwischen	denen	eine	erhebliche	Schnitt-
menge	besteht,	eingehen.	Strategien	und	Maßnahmen	

zur	Begrenzung	der	Stadt-Umland-Wanderung	sind	nicht	
neu.	Aber	gehen	die	bislang	gewählten	Handlungsansätze	
hinreichend	auf	die	Wohnbedürfnisse	potenzieller	Um-
landwanderer	ein	und	können	sie	diese	an	die	Kernstadt	
binden?	
	 Diese	Frage	kann	nicht	pauschal	für	alle	Stadtregi-
onen	beantwortet	werden,	denn	ihre	Beantwortung	setzt	
eine	Analyse	der	jeweiligen	lokalen	Rahmenbedingungen	
voraus.	Die	regional	vergleichende	Analyse	der	Muster	
und	Motive	der	Stadt-Umland-Wanderung	zeigt,	dass	in	
schrumpfenden	und	wachsenden	Regionen	generell	unter-
schiedliche	Herangehensweisen	notwendig	sind.	Somit	ist	
es	zumindest	möglich	die	grundlegenden	Anforderungen	
an	Handlungsstrategien	zur	Begrenzung	der	Stadt-
Umland-Wanderung	in	schrumpfenden	und	wachsenden	
Regionen	zu	benennen.	
	 In	schrumpfenden	Regionen	sind	Abwanderungen	
häufiger	eine	bewusste	Entscheidung	für	einen	Wohn-
standort	im	Umland	(Wahlfreiheit	in	Nachfragermärk-
ten).	Denn	in	diesen	Regionen	besteht	mittlerweile	auch	
innerhalb	der	Kernstädte	in	nahezu	allen	Wohnungs-
marktsegmenten	ein	ausreichendes	quantitatives	Ange-
bot,	auch	wenn	dies	von	den	abwandernden	Haushalten	
häufig	als	zu	teuer	oder	zu	wenig	attraktiv	angesehen	
wird.	In	wachsenden	Regionen	hingegen	besteht	im-
mer	noch	ein	quantitatives	Versorgungsproblem	in	
bestimmten	Teilsegmenten	(insbesondere	an	großen	
Wohnungen),	das	nur	über	eine	Ausweitung	des	Woh-
nungsangebots	gedeckt	werden	kann.	Im	Folgenden	liegt	
der	Fokus	auf	den	wachsenden	Regionen	und	der	Frage,	ob	
sich	das	derzeitige	Baugeschehen	in	den	Kernstädten	mit	
den	Bedürfnissen	potenzieller	Stadt-Umland-Wanderer	
deckt.5		
	 Eine	Stärke	des	Umlands	gegenüber	der	Kernstadt	liegt	
im	größeren	Angebot	an	vergleichsweise	preisgünstigen	
Einfamilienhäusern.	Bisher	reagierten	die	Kernstädte	
darauf	vor	allem	mit	der	Ausweisung	von	Bauland	für	den	

S-Bahn	nutzen,	zu	solchen,	die	dies	nun	weniger	oft	tun,	
fällt	zwar	insgesamt	leicht	positiv	zugunsten	dieser	Ver-
kehrsmittel	aus;	in	ÖV-Achsenzwischenräumen	ist	dieser	
schwache	Überhang	aber	geringer	ausgeprägt.	Dort	besit-
zen	auch	nur	25,1	Prozent	der	Haushalte	eine	ÖV-Zeitkarte	
(im	Vergleich	zu	30,8	Prozent	in	ÖV-Nähe),	und	es	werden	
weniger	häufig	Straßen-	und	U-Bahnen	genutzt,	wobei	de-
ren	Nutzung	erwartungsgemäß	insgesamt	stark	abnahm	
(vgl.	Abbildung	8	und	9).	
	 In	beiden	Raumlagen	zeigt	sich	mit	dem	Umzug	ins	
Umland	eine	deutliche	Zunahme	der	Pkw-Nutzung.	Er-
staunlicherweise	ist	diese	Zunahme	in	ÖV-Achsenräumen	
sogar	noch	deutlicher	ausgeprägt	als	in	den	Zwischenräu-
men.	Dieses	Ergebnis	relativiert	sich	allerdings,	wenn	man	
die	Veränderung	der	Pkw-Nutzung	auf	unterschiedliche	
Aktivitäten	bezieht.	So	nimmt	die	Nutzung	des	Automobils	
für	den	Weg	zur	Arbeit	durch	erwerbstätige	Haushalts-
mitglieder	deutlich	zu,	während	die	Pkw-Nutzung	für	
Aktivitäten	wie	Einkaufen	oder	Freizeit	sinkt.	Offenbar	
sind	solche	Wege	im	Umland	nicht	durchwegs	vom	Auto	
abhängig.	Einige	Haushalte	erledigen	ihre	Besorgungen	
für	den	täglichen	Bedarf	zu	Fuß	oder	mit	dem	Fahrrad	in	
der	Umlandgemeinde.	Gerade	die	Nutzung	des	Fahrrads	
im	Freizeitbereich	nimmt	bei	den	ins	Umland	gezogenen	
Haushalten	stark	zu,	und	zwar	in	den	ÖV-Achsenzwischen-
räumen	(45,9	%	Zunahme	im	Vergleich	zu	13,7	Prozent	
Abnahme)	noch	stärker	als	in	den	ÖV-Achsenräumen	(40,8	
Prozent	Zunahme	im	Vergleich	zu	15	Prozent	Abnahme)	
(vgl.	Abbildung	9).

Kosten der Wohnstandortwahl 

Die	am	neuen	Wohnstandort	anfallenden	Kosten	können	
in	Wohn-	und	Mobilitätskosten	differenziert	werden.	Im	
Durchschnitt	haben	die	befragten	Haushalte	mit	dem	Um-
zug	ins	Umland	in	allen	Fallregionen	in	beiden	Bereichen	

Abb. 5
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gruppen	ausgerichtet	werden.	So	sind	auch	Mitnahmeef-
fekte	bei	Haushalten	zu	vermeiden,	die	sich	Grundstücke	
in	der	Stadt	zu	Marktpreisen	leisten	können.	Zudem	kann	
nicht	bloß	die	Vergabe	der	Grundstücke,	sondern	auch	de-
ren	Preis	an	soziale	Kriterien	geknüpft	werden.	So	erhalten	
etwa	in	Hannover	Haushalte	mit	Kindern	einen	sogenann-
ten	„Kinder-Bauland-Bonus“,	einen	Rabatt	von	10	Prozent	
je	Kind	bis	16	Jahren	(höchstens	jedoch	40	%)	auf	den	Preis	
städtischer	Baugrundstücke	(vgl.	Website	Landeshaupt-
stadt	Hannover).	
	 In	den	Städten	sind	die	Grundstückskosten	häufig	so	
hoch,	dass	sie	bis	zur	Hälfte	der	Kosten	eines	Einfamili-
enhauses	ausmachen.	Mit	der	Vergabe	von	Erbbaurechten,	
umgangssprachlich	auch	„Erbpacht“	genannt,	kann	der	

Eigenkapitalbedarf	für	Bauwillige	gesenkt	werden.	Mit	
geringeren	anfänglichen	Belastungen	als	beim	Grund-
stückskauf	wird	die	Schwelle	zum	Eigentumserwerb	in	der	
Stadt	gesenkt.	Es	besteht	außerdem	die	Möglichkeit,	den	
Erbpachtnehmern	eine	Kaufoption	für	das	Grundstück	zu	
einem	späteren	Zeitpunkt	einzuräumen.	Für	den	Bauwil-
ligen	werden	so	die	Vorteile	des	Erbbaurechtes	(geringe	
finanzielle	Anfangsbelastung)	und	des	Grundstückskaufs	
oder	Eigentumserwerbs	(langfristig	geringere	Wohnkos-
tenbelastung)	kombiniert	(vgl.	Thiel	2004).8	
	 Problematisch	bei	allen	Strategien,	die	auf	eine	Aus-
dehnung	des	städtischen	Wohnungsangebotes	ausgerich-
tet	sind,	ist	jedoch	der	Umstand,	dass	diese	neuen	Ange-
bote,	sofern	sie	nicht	auf	Brachflächen	entstehen,	meist	
zu	Lasten	innerstädtischer	Freiräume	–	und	damit	auch	
zu	Lasten	der	Lebensqualität	der	ortsansässigen	Bevölke-
rung	–	gehen.	Problematisch	ist	auch,	dass	Wohnfolge-
infrastrukturen	geschaffen	werden	müssen,	die	selbst	in	
wachsenden	Regionen	häufig	über	den	mittel-	und	lang-
fristigen	Bedarf	der	Kernstadt	hinausgehen.	Auch	wach-
sende	Kernstädte	sind	daher	gut	beraten,	einen	möglichst	
hohen	Anteil	der	Wohnungsnachfrage	durch	eine	bauliche	
Anpassung	jenes	Bestands	zu	decken,	der	nicht	mehr	den	
Wohnbedürfnissen	der	Nachfrager	entspricht.	Bislang	ist	
die	kommunale	Förderung	des	Erwerbs	oder	der	Sanierung	
und	Modernisierung	von	Wohneigentum	im	Bestand	in	der	
kommunalen	Praxis	aber	weniger	verbreitet	als	die	Subven-
tionierung	des	Eigentumserwerbs	im	individuellen	Woh-
nungsneubau.	Einen	Beitrag	hierzu	können	unter	anderem	
kommunale	Programme	zur	energetischen	Sanierung	von	
Bestandsimmobilien	leisten.	Durch	solch	eine	Förderung	
kann	ein	doppelter	Nutzen	erzielt	werden:	Die	Senkung	des	
Energieverbrauchs	im	Wohnungsbestand	trägt	nicht	nur	
zum	Klimaschutz	bei,	sie	entlastet	Eigentümer	und	Mieter	

vor	dem	Hintergrund	steigender	Energiepreise	und	daraus	
resultierender	steigender	Wohnnebenkosten	auch	finan-
ziell.	Entsprechende	Maßnahmen	werden	in	Deutschland	
staatlich	über	das	CO2-Gebäudesanierungsprogramm	der	
Kreditanstalt	für	Wiederaufbau	(KfW)	gefördert	(Web-
site	KfW	Förderbank).	Zur	Stärkung	städtischer	Wohn-
standorte	wären	ergänzende	finanzielle	Zuschüsse	oder	
Darlehen	zur	energetischen	Gebäudesanierung	seitens	der	
Kernstädte	denkbar.9	
						Neben	Instrumenten,	die	mit	der	direkten	finanziellen	
Förderung	von	Haushalten	beim	Eigentumserwerb	ver-
bunden	sind,	haben	die	Kommunen	auch	eine	Vielzahl	an	
anderen	Möglichkeiten,	Eigentumsbildung	in	der	Stadt	zu	
unterstützen.	Dies	kann	in	Form	von	Beratungsleistungen	
etwa	für	Baugruppen	(bekanntestes	Beispiel:	Selbstnutzer-
projekt	Leipzig)	oder	über	öffentliche	Fördermöglichkeiten	
(insbesondere	Förderprogramme	der	Kreditanstalt	für	
Wiederaufbau)	geschehen.	Aber	trotz	einer	Subventio-
nierung	städtischen	Baulands	und	trotz	Beratungen	über	
weitere	Fördermöglichkeiten	werden	Wohnstandorte	in	
der	Stadt,	bezogen	auf	die	reinen	Wohnkosten,	immer	
teurer	sein	als	vergleichbare	Standorte	im	Umland.	Städ-
tische	Strategien,	mit	denen	die	Stadt-Umland-Wanderung	
wirksam	abgebremst	werden	soll,	dürfen	sich	daher	nicht	
lediglich	darauf	beschränken,	suburbane	Wohnqualitäten	
in	der	Stadt	zu	kopieren	und	zu	subventionieren.	Sie	sollten	
darüber	hinaus	die	Vorteile	des	urbanen	Wohnens	stärken	
und	vermitteln.	
	 So	sind	suburbane	Wohnstandorte	im	Wesentlichen	
auf	Familienhaushalte	mit	kleinen	Kindern	und	lediglich	
einem	Erwerbstätigen	ausgerichtet.	Heutige	Lebensformen	
weichen	aber	immer	mehr	von	diesem	traditionellen	Rol-
lenmodell	ab.	Der	Anteil	der	Haushalte,	bei	denen	beide	
Elternteile	arbeiten	und	an	der	Kindererziehung	beteiligt	
sind,	nimmt	stetig	zu.	Für	diese	„neuen“	Lebensformen	
sind	suburbane	Wohnstandorte	nicht	sonderlich	gut	geeig-
net.	Bei	der	Organisation	des	Alltags	treten	häufig	un-
überwindbare	Hindernisse	auf,	da	es	in	vielen	suburbanen	
Gemeinden	etwa	an	flexiblen	Betreuungsangeboten	für	
Kinder	mangelt.	Außerdem	wird	bei	der	Entscheidung,	mit	
kleinen	Kindern	ins	Umland	zu	ziehen,	vielfach	übersehen,	
dass	sich	die	Ansprüche	von	Kindern	an	ihr	Umfeld	schnell	
ändern	und	ein	suburbaner	Standort,	insbesondere	wenn	
er	schlecht	an	öffentliche	Verkehrsmittel	angebunden	ist,	
nur	für	eine	vergleichsweise	kurze	Zeitspanne	(Kinder	im	
Alter	von	zwei	bis	zwölf	Jahren)	tatsächlich	Vorteile	bietet	
(vgl.	Menzl	2006).	
	 Informations-	und	Beratungsangebote	für	poten-
zielle	Stadt-Umland-Wanderer	sollten	diese	und	andere	
urbane	Qualitäten,	die	ein	Wohnstandort	im	suburbanen	
Raum	nicht	bietet,	berücksichtigen.	Einen	besonderen	
Stellenwert	bei	solchen	Beratungsleistungen	sollten	aber	
stets	auch	Informationen	über	die	Kosten	des	Wohnens	
in	Stadt	und	Umland	einnehmen.	Zu	empfehlen	ist	ein	
internetbasiertes	und	zielgruppenspezifisch	ausgerichte-
tes	Beratungstool,	das	die	Kosten	von	Wohnstandorten	in	

individuellen	Wohnungsbau	und	sahen	dies	häufig	als	
„Königsweg“	zur	Begrenzung	der	Stadt-Umland-Wande-
rung	an.6	Baulandausweisungen	sollen	dazu	dienen,	das	
Angebot	an	Einfamilienhäusern	in	der	Stadt	quantitativ	
auszudehnen,	das	Bodenpreisgefälle	zu	dämpfen	und	die	
Eigentümerquote	in	der	Stadt	zu	erhöhen.	Doch	städtische	
Einfamilienhäuser	können	häufig	nicht	mit	Wohnstand-
orten	im	Umland	konkurrieren,	da	sie	meist	entweder	
immer	noch	teurer	sind	oder	weniger	Wohn-	und	vor	
allem	Grundstücksfläche	bieten	als	preislich	vergleichbare	
Angebote	im	Umland.	Über	die	rein	quantitative	Ausdeh-
nung	des	Angebotes	an	Einfamilienhäusern	in	den	Städten	
hinaus	sind	daher	neue	Lösungen	zu	entwickeln,	die	den	
finanziellen	Restriktionen	potenzieller	Stadt-Umland-
Migranten	Rechnung	tragen.	
	 Der	Preis	für	Wohnbauland	ist	ein	Marktpreis,	der	sich	
über	Angebot	und	Nachfrage	bildet.	Möglichkeiten	für	
eine	Kommune,	direkten	Einfluss	auf	den	Baulandpreis	
zu	nehmen,	bestehen	nur,	wenn	sie	selbst	Grundstücke	in	
den	Markt	einbringt.	Dazu	bedarf	es	einer	aktiven	Boden-
vorratspolitik,	die	über	den	Zwischenerwerb	von	Grund-
stücken	funktioniert.	Zur	langfristigen	Finanzierung	des	
kommunalen	Zwischenerwerbs	und	zur	Umsetzung	einer	
langfristigen	Bodenpolitik	böte	sich	an,	einen	kommu-
nalen	Grundstücksfonds	einzurichten.	Eine	Anschubfi-
nanzierung	kann	durch	die	Einlage	städtischer	Grund-
stücke	erfolgen,	spätere	Verkaufserlöse	fließen	wiederum	
dem	Fond	zu.	Solch	ein	Fonds	kann	darüber	hinaus	dazu	
genutzt	werden,	Brachflächen	zu	mobilisieren,	also	diese	
zu	erwerben	und	als	Bauland	nutzbar	zu	machen	(Ferber	
2006,	S.	14).	Zudem	kann	die	Entwicklung	von	Flächen	im	
Außenbereich	durch	solche	im	Innenbereich	quersubventi-
oniert	werden	(Dransfeld/Pfeiffer	2004,	S.	12).	Die	Vergabe	
von	kommunalen	Grundstücken	kann	dann,	geknüpft	an	
soziale	Kriterien7,	unterhalb	des	Marktpreises	erfolgen	
und	Baulandpolitik	auf	diese	Weise	auf	bestimmte	Ziel-

(8) Änderung der Verkehrsmittelnutzung im 
ÖV-Achsenraum
Quelle: Beckmann et al. 2007, S. 150

(9) Änderung der Verkehrsmittelnutzung im 
ÖV-Achsenzwischenraum
Quelle: Beckmann et al. 2007, S. 151
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in	allen	Regionen	ein	erhebliches	Erfolgspotenzial.	
Es	ist	allerdings	absehbar,	dass	das	gesamtgesell-
schaftliche	Gewicht	dieses	Haushaltstyps	im	Zuge	der	
demographischen	Alterung	der	Gesellschaft	spürbar	
abnehmen	wird.	Die	Städte	sollten	daher	zum	einen	kon-
tinuierlich	beobachten,	welche	Bedeutung	der	Zielgruppe	
der	Familienhaushalte	unter	den	Stadt-Umland-Wande-
rern	noch	zukommt	und	zum	anderen	bereits	heute	ihre	
Strategien	und	Maßnahmen	nicht	ausschließlich	auf	
diese	Gruppe,	sondern	auch	auf	andere	relevante	Nach-
fragergruppen,	wie	die	zunehmende	Zahl	älterer	Haus-
halte,	ausrichten.	
	 Ziel	von	städtischen	Strategien	zur	Begrenzung	der	
Stadt-Umland-Wanderung	muss	es	sein,	nicht	nur	–	
wie	dies	in	der	Vergangenheit	mit	der	Konzentration	auf	
die	Ausweisung	von	Bauland	für	Einfamilienhäuser	
häufig	geschehen	ist	–	suburbane	Wohnungsangebote	
innerhalb	der	Stadtgrenzen	zu	imitieren,	sondern	eine	
eigenständige	„städtische	Variante“	der	von	Familien	
und	Eigentumserwerbern	gesuchten	Qualitäten	zu	entwi-
ckeln	und	anzubieten.	
	 Ein	entscheidendes	Argument,	mit	dem	diese	po-
tenziellen	Stadt-Umland-Wanderer	möglicherweise	von	
einem	städtischen	Wohnstandort	überzeugt	werden	
können,	liegt	in	den	überschätzten	Kostenvorteilen	im	
Umland.	Um	entsprechende	Informations-	und	Bera-
tungsangebote	umzusetzen,	ist	der	Zeitpunkt	günstig,	
da	die	steigenden	Energiepreise	vor	dem	Hintergrund	des	
letzten	Preissprungs	bei	den	Ölpreisen	im	Sommer	2008	
den	Menschen	sehr	präsent	sind.

der	Kernstadt	nach	Wohnkosten,	Wohnnebenkosten	und	
Verkehrskosten	differenziert	und	jenen	im	Umland	gegen-
überstellt	und	dessen	Anbieter	möglichst	„neutral“	und	
transparent	agieren	sollten.
	 Auch	die	bauliche	Umsetzung	familienfreundlichen	
Wohnens	in	der	Stadt	sollte	sich	nicht	vorrangig	an	sub-
urbanen	Einfamilienhäusern	orientieren,	sondern	origi-
när	urbane	Varianten	familienfreundlicher	Wohnungen	
und	Einfamilienhäuser	entwickeln.	Hierzu	wurde	in	den	
letzten	Jahren	bereits	eine	Vielzahl	an	Modellprojekten	
umgesetzt.10	

Fazit und ausblick

Wie	die	empirischen	Ergebnisse	zu	den	Mustern	und	
Motiven	der	Stadt-Umland-Wanderung	zeigen,	lassen	
sich	einige	generelle	Trends	wie	die	überproportionale	
Abwanderung	von	Familien	und	Haushalten,	die	Eigentum	
bilden,	ausmachen.	Andererseits	sind	aber	auch	erheb-
liche	regionale	Unterschiede	zu	beobachten,	etwa	was	die	
Bedeutung	verschiedener	Abwanderungsmotive	anbelangt.	
Die	Ableitung	von	Handlungsansätzen	zur	Begrenzung	
der	Stadt-Umland-Wanderung	erfordert	daher	vorab	eine	
Analyse	der	jeweiligen	regionalen	Rahmenbedingungen.	
	 Generell	haben	Strategien	und	Maßnahmen,	Sub-
urbanisierungsprozessen	über	die	Schaffung	familien-
freundlichen	Wohnraums	in	den	Städten	zu	begegnen,	
derzeit	vor	dem	Hintergrund	des	hohen	Anteils	an	
Familienhaushalten	unter	den	Stadt-Umland-Wanderern	
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ANmERKUNgEN:

1 Wanderungen	von	Kernstadtbewohnern	in	das	Umland,	sogenannte	Stadt-Umland-Wanderungen,	sind	nur	eine	Kom-
ponente	der	Bevölkerungsentwicklung	in	Stadtregionen,	die	zu	einer	Suburbanisierung,	also	einem	wachsenden	Anteil	der	
Umlandbevölkerung	an	der	Bevölkerung	einer	Stadtregion	insgesamt,	führen.	Hinzu	kommen	Unterschiede	zwischen	der	
Kernstadt	und	dem	Umland	im	Hinblick	auf	die	natürliche	Bevölkerungsentwicklung	und	Wanderungen	über	die	Regions-
grenzen	hinaus.	Stadt-Umland-Wanderungen	sind	aber	zum	einen	in	der	Regel	die	bedeutendste	dieser	Komponenten	und	
zum	anderen	die	einzige	Komponente,	die	von	den	Kernstädten	in	gewissem	Maße	zu	beeinflussen	ist.	Der	vorliegende	
Beitrag	beschäftigt	sich	daher	lediglich	mit	der	Stadt-Umland-Wanderung,	die	gelegentlich	auch	als	„Suburbanisierung	im	
engeren	Sinne“	(z.B.	Vogenauer/Schulz	1998)	bezeichnet	wird.				

2		In	Anlehnung	an	Blotevogel/Jeschke	2003	(S.	59	ff.)	wurden	der	Haushaltstyp	„(Ehe-)Paare	ohne	Kind“	nach	dem	Alter	des	
ältesten	Haushaltsmitglieds	–	„jüngere	(Ehe-)Paare“:	ältestes	Haushaltsmitglied	jünger	als	30	Jahre;	„(Ehe-)Paare	mittleren	
Alters“:	ältestes	Haushaltsmitglied	zwischen	30	und	64	Jahren;	„ältere	(Ehe-)Paare“:	ältestes	Haushaltsmitglied	älter	als	
64	Jahre	–	und	der	Typ	„(Ehe-)Paare	mit	mindestens	einem	Kind“	nach	dem	Alter	des	jüngsten	Kindes	–	„(Ehe-)Paare	mit	
Kind(ern)	in	der	Expansionsphase“:	jüngstes	Kind	jünger	als	7	Jahre;	„(Ehe-)Paare	mit	Kind(ern)	in	der	Konsolidierungspha-
se“:	jüngstes	Kind	zwischen	7	und	17	Jahren;	„(Ehe-)Paare	mit	Kind(ern)	in	der	Schrumpfungsphase“:	nur	erwachsene	Kinder	
–	differenziert.

3		Die	Eigentümerquote	in	deutschen	Großstädten	über	500.000	Einwohnern	betrug	im	Jahr	2003	22	%	(LBS	research	2004).

4		Dieser	Anforderungskatalog	ist	nicht	nur	für	Wohnstandorte	im	suburbanen	Raum,	sondern	auch	für	kernstädtische		
Wohnstandorte	relevant.	

5		In	dieser	Zusammenfassung	der	Ergebnisse	des	Forschungsprojektes	kann	nur	ein	kleiner	Ausschnitt	der		identifizierten	
Handlungsstrategien	zur	Begrenzung	der	Stadt-Umland-Wanderung	dargelegt	werden.	Weiterführende	Strategien,	z.B.	im	
Hinblick	auf	die	Schaffung	familienfreundlichen	Wohnraums	in	der	Stadt	und	die	Qualifizierung	des	städtischen	Wohn-
umfeldes,	werden	in	Beckmann	et	al.	2007,	S.	163	ff.	aufgezeigt.	Der	räumliche	Fokus	auf	die	wachsenden	Regionen	wird	
gewählt,	da	hier	das	Niveau	der	Suburbanisierungsprozesse	und	damit	auch	der	Problemdruck	in	diesem	Handlungsfeld	in	
den	letzten	Jahren	deutlich	höher	waren	als	in	den	schrumpfenden	Regionen.

6		So	hat	es	in	den	Kernstädten	in	den	letzten	Jahren	eine	deutliche	Verschiebung	der	Bautätigkeit	vom	Geschosswohnungsbau	
hin	zum	Einfamilienhausbau	gegeben.	Mittlerweile	wird	selbst	in	den	westdeutschen	Kernstädten,	in	denen	über	Jahrzehnte	
der	Geschosswohnungsbau	dominiert	hat,	jede	zweite	neue	Wohnung	in	einem	Ein-	oder	Zweifamilienhaus	errichtet	(vgl.	BBR	
2007,	S.	135).	

7		Z.B.	Familien	mit	Kindern,	Haushalte	unterhalb	einer	bestimmten	Einkommensgrenze,	Einheimische	oder	Personen,									
die	in	der	Stadt	arbeiten

8		Auch	im	Hinblick	auf	die	Vergabe	von	Erbbaurechten	seitens	des	Kommunen	bietet	sich	die	Einrichtung	eines	revolvie-
renden	Grundstücksfonds	an,	und	ebenso	wie	beim	Verkauf	städtischer	Grundstücke	kann	die	Vergabe	von	Erbbaurechten	
an	soziale	Kriterien	geknüpft	oder	mit	Rabatten	für	bestimmte	soziale	Gruppen	kombiniert	werden.	Eine	weitere	Form	der	
Subventionierung	von	Wohnbaugrundstücken	für	bestimmte	Bevölkerungsgruppen	besteht	in	der	Vergabe	kommunaler	
Baudarlehen.

9		So	hat	die	Stadt	Münster	z.B.	bereits	im	Jahr	1997	ein	Förderprogramm	„Energieeinsparung	und	Altbausanierung“	aufge-
legt,	aus	dem	derzeit	ein	Zuschuss	von	bis	zu	7.500	E je	Gebäude	zu	einer	qualitativ	hochwertigen	energetischen	Sanierung	
gewährt	werden.	Die	festgesetzten	Mindeststandards,	die	als	Mindestanforderung	für	den	Zuschuss	zugrunde	gelegt	werden,	
liegen	über	den	gesetzlichen	Vorgaben	nach	der	Energieeinsparverordnung	(EnEV	2007).	(Website	Stadt	Münster)

10	Nachahmenswerte	Beispiele	sind	zum	Beispiel	in	den	Forschungsfeldern		„Kostengünstiger	qualitätsbewusster	Neubau	
von	Ein-	und	Zweifamilienhäusern	in	prosperierenden	Regionen“	(BMVBS/BBR	2008)	und	„Innovationen	für	familien-	und	
altengerechte	Stadtquartiere“	(Website	BBR)	des	Programms	„Experimenteller	Wohnungs-	und	Städtebau	(ExWoSt)	oder	im	
Projekt	„LBS-Stadthaus“	(Website	LBS)	entstanden.

Tab. 1

ÖV-Achsenraum ÖV-Achsenzwischenraum

► überwiegend Singlehaushalte und Paare 
ohne Kind

► Überwiegend Paare mit Kind(ern)

► Höherer Anteil an Haushalten, die zur 
Miete wohnen

► Hoher Anteil an Eigentümern

► Überwiegend geprägt durch Reihen- 
und Mehrfamilienhäuser

► Deutlich höherer Anteil an frei stehenden 
Einfamilienhäusern u. Doppelhaushälften

► ÖV-Zeitkartenbesitz höher 
(30,8% zu 35,1%)

► Zweit-/Drittmotorisierung der Haushalte 
deutlich höher (60,5% zu 45,8%)

► Zunahme der Pkw-Nutzung ► Deutliche Abnahme der ÖV-Nutzung

(T.1): Strukturen in den ÖV-Achsenräumen 
und Zwischenräumen
Quelle: eigene Erhebung und Darstellung

Abb. 10

15,1%

18,0%

8,5%

10,5%

15,7%

12,8%

35,6%

30,1%

27,8%

29,1%

30,4%

29,4%

21,6%

30,7%

38,7%

36,9%

30,6%

33,8%

17,2%

13,8%

20,4%

19,1%

14,8%

17,0%

0% 25% 50% 75% 100%

Einpersonenhaushalte

(Ehe-)Paare ohne
Kind

(Ehe-)Paare mit Kind

Eigentümer 

Mieter

Gesamt

stark gesunken gesunken gleich geblieben gestiegen stark gestiegen k.A.
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Quelle: Beckmann et al 2007, S. 116
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Energie, Raum und Verkehr  
auswirkungen hoher Energiepreise auf 
Stadtentwicklung und mobilität

Michael Wegener

Der Aufstieg der modernen Stadt beruht auf Mo-

bilität. Die Eisenbahn und später das Auto ermög-

lichten die Ausbreitung der Städte zu Stadtregionen. 

Durch das Auto wurde jeder Ort in der Stadtregion 

als Wohn- oder Arbeitsort geeignet. Aber billige 

Mobilität wird es nicht immer geben. Dieser Auf-

satz untersucht, welche Auswirkungen steigende 

Treibstoffpreise für Städte haben werden. Er be-

ruht auf Ergebnissen des EU-Projekts „Scenarios for 

the Transport System and Energy Supply and their 

Potential Effects“ (STEPs). Im STEPs-Projekt wurden 

Simulationsmodelle dazu verwendet, unterschied-

liche Szenarien von Treibstoffpreiserhöhungen und 

politischen Maßnahmen in Stadtregionen auf ihre 

Auswirkungen auf Wirtschaft, Verkehr, Flächen-

nutzung und Umwelt zu überprüfen. Der Aufsatz 

präsentiert ausgewählte Ergebnisse für die Stadtre-

gion Dortmund und zieht Schlussfolgerungen für die 

Stadtentwicklungspolitik. 

Schlüsselwörter: Energiepreise, Siedlungsentwick-

lung, Mobilität

In	allen	Industrieländern	hat	die	weitgehend	dem	Markt	
überlassene	Siedlungsentwicklung	zu	dispersen	Flächen-
nutzungsstrukturen	geführt,	die	mit	hoher	motorisierter	
Mobilität,	Überlastung	des	Straßennetzes,	Luftverschmut-
zung	und	hohem	Energieverbrauch	verbunden	sind.	Die	
Furcht	vor	einem	Ende	der	Energievorräte	und	die	Be-
drohung	durch	langfristige	Klimaveränderungen	haben	
das	Bewusstsein	dafür	geschärft,	dass	der	Verbrauch	
fossiler	Energie	und	damit	der	Ausstoß	des	Treibhaus-
gases	Kohlendioxid	(CO2)	in	den	reichen	Ländern	der	Welt	
wesentlich	reduziert	werden	muss.	Für	die	Raumentwick-
lung	bedeutet	dies,	dass	vor	allem	die	mit	dem	Automobil	
zurückgelegten	Entfernungen	verringert	werden	müssen.	
	 Seit	1970	hat	sich	der	Rohölpreis	inflationsbereinigt	
verachtfacht,	in	den	letzten	beiden	Jahren	fast	verdoppelt.	
In	Nordamerika	hat	das	zu	einem	Ansteigen	der	Benzin-
preise	von	jährlich	30	Prozent	geführt,	in	Deutschland	
wegen	seiner	hohen	Mineralölsteuer	(rund	65	Cent	je	Liter	
Benzin)	zu	einem	Preisanstieg	von	nahezu	4	Prozent	im	
Jahr.	Unter	Fachleuten	besteht	Übereinstimmung	darü-
ber,	dass	der	Ölpreis	trotz	des	zeitweiligen	Einbruchs	
im	Verlauf	der	amerikanischen	Finanzkrise	wegen	der	
absehbaren	endgültigen	Erschöpfung	der	Reserven	und	
möglicher	politischer	Instabilität	im	Nahen	Osten,	vor	
allem	aber	wegen	des	steigenden	Energiebedarfs	schnell	
wachsender	Entwicklungsländer	wie	China	und	Indien	
langfristig	weiter	steigen	wird.
	 Welche	Folgen	wird	das	für	die	Raumentwicklung	und	
die	Mobilität	in	Städten	haben?	Im	Forschungsprojekt	
STEPs	(Scenarios	for	the	Transport	System	and	Energy	


